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Sowohl die im Amtsblatt 8/2000 veröffentli-
chten Informationen zur Gestaltung der Kloster-
neuburger Umfahrung (neue B14) als auch die 
Aussagen von DI Salat (NÖ Straßenbaumeiste-
rei) zu geplanten Dimensionen der Straße sind 
nach Ansicht der PUK irreführend und teilweise 
nicht den Tatsachen entsprechend.

So ist die Graphik des im Amtsblatt beige-
legten Folders eine verniedlichende Darstellung 
der Größenverhältnisse der geplanten Straße 
und ihrer Nutzung: Stellt man die geplante Stra-
ßenbreite von 11,50m und die durchschnittliche 
Breite eines PKWs (1,60-1,80m) in korrekter 
Relation zur Bahntrasse (8,50m) bzw. der Spur-
weite der ÖBB (1,43m) dar, so erscheint die 
reale Breite des bedrohlichen Asphaltbandes, 
auf dem bis zu vier PKW nebeneinander passen, 

deutlicher (untere Abbildung). 
Die Absurdität der Äußerungen von 

DI Salat (NÖN, 19.10.05), die geplante 
Fahrbahnbreite eigne sich maximal für 
zweispurigen Verkehr, wird dadurch selbst 
dem Laien offensichtlich – besonders, wenn 
der sich vergegenwärtigt, dass die vierspurigen 

Bereiche der Wiener Straße oft sogar schmäler 
(unter 11,50 m) als die geplante Umfahrung 
sind. Mit Kurvenradien, die Geschwindigkeiten 
über 70km/h zulassen, und einem denkbaren 
vierspurigen Betrieb ist der Schnellstraßencha-
rakter der neuen Straße nicht zu leugnen und 
lässt als langfristige Planung eine Anbindung an 
die Autobahn am anderen Donauufer plausibel 
erscheinen.

Trotz ständig wiederholter anders lautender 

Beschwichtigungsfloskeln muss es den Leser 
verwundern, wenn er unterhalb der Martins-
kirche einen eingezeichneten Kreisverkehr im 
„Informationsfaltblatt“ entdeckt: Dieser wäre 
völlig sinnlos, diente er nicht der Anbindung 
von Martinstunnel und Autobahnbrücke. Das 
ist als indirektes Eingeständnis solcher Pläne zu 
werten.

 Mit einer derart irreführenden In-
formationspolitik erscheint das „stets 
sachorientierte“ Vorgehen der Gemein-
deratsmehrheit und des Landes höchst 
fragwürdig. Hat man Angst, dass ein Spiel 
mit offenen Karten nun doch eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung erforderlich macht und das 
Projekt zu Fall bringt? 
Die Klosterneuburger-
Innen sollten jeden-
falls aufpassen, dass 
ihre Stadt nicht zum 
Schilda Niederöster-
reichs wird.

PUK-NEWS
Plattform Un

ser Klostern
euburg

Impressum: Medieninhaber, Herausgeber der Website www.unser-klosterneuburg.org und der periodischen Newsletter „PUK-News“ und „PUK-Statusbericht“: BürgerInnenInitiative 

und Gemeinderatsfraktion PUK - Plattform Unser Klosterneuburg. Für den Inhalt verantwortlich: Sprecher GR Dr. Bernd Schweeger, 3400 Klosterneuburg, Markgrafeng. 16 

Email sprecher@unser-klosterneuburg.org. Grundlegende Richtung des Mediums: Information über kommunales Geschehen und ökogische Aspekte von Mobilitäts-,  

Gesundheits-, Raumordnungs- und Sozialpolitik. Der Medieninhaber bietet keine Dienste im Sinne des E-Commerce Gesetzes.

Es weihnachtelt....
Die PUK wünscht allen Klosterneu-

burgerInnen ein gesundes, feinstaub-, 
lärmarmes und umfahrungsfreies Jahr 
2006.

Widersprüchliches und verzerrte Abbildungen zu den Um-
fahrungs-Vorarbeiten in NÖN, Amtsblatt und Beilage 
lassen die Informationspolitik der Gemeinderatsmehr-
heit und des Landes mehr als fragwürdig erscheinen!

Die Darstellung des PKWs im Folder des NÖ Straßendienstes ist so verzerrt, dass dieser ein 
Breite von ca 2,80m haben müsste...als Beweis dafür, dass nur 2 Fahrbahnen geplant sind!

Aus Gründen des Copyrights wurden die Grafiken des Folders 
der NÖ Straßenbauabteilung von der Redaktion selbst erstellt.

Feinstaub-Splitter
Wir stehen wieder am Beginn einer 

neuen Feinstaub-„Hoch“zeit.
Durch Streugut und dessen 

Zermahlung und Wiederaufwirbelung bei 
unvermindertem Einsatz des Kfz werden 
die Wintermonate vor allem an trockenen 
Tagen wieder zur Belastungsprobe für 
unsere Gesundheit.

Trotz feuchtkühlem Sommer waren (bis 
Stichtag 22.11.05) 24 Überschreitungen 
der zulässigen Höchstkonzentration von 50 
µg/m3 Feinstaub (PM10) bei der Messstelle 
Wisentgasse und 25 Überschreitungen 
bei der Messstelle Markgrafengasse (erst 
seit Juli 05 in Betrieb) zu verzeichnen. 30 
Überschreitungen pro Jahr wären erlaubt.

Tempo 30 auf allen 
Gemeindestraßen

Wurde im Grunde bei der letzten Gemein-
deratssitzung beschlossen. 

Die Umsetzung erfordert allerdings einer-
seits die Überzeugung der Bezirkshauptmann-
schaft als zuständige Behörde, wobei allerdings 

aufgrund der Tatsache, dass Klosterneuburg 
Sanierungsgebiet Luft ist (oftmalige Überschrei-
tung der zulässigen Feinstaubbelastung) von 
der Argumentation keine sonderlichen Schwie-
rigkeiten zu erwarten ist.

Andererseits wird die Umsetzung auch ein 
Umdenken der AutofahrerInnen erfordern. Die 
PUK bekennt sich daher auch zu verstärkten 

Verkehrskontrollen, wobei hier allerdings nicht 
das Abzocken, sondern die „pädagogische Wir-
kung“ im Vordergrund stehen soll. Kontrollen 
sollen daher nicht nur an typischen unerwar-
teten „Verkehrsfallen“ erfolgen, sondern vor 
allem auf Schulwegen. Die Einnahmen sollten 
auch zweckgebunden für die Schulwegsiche-
rung eingesetzt werden.

Bus und Bahn auf der Überholspur
Bericht über VCÖ Zukunftskonferenz am 11. November 2005 an der aus Klosterneuburg 
nur GR Schweeger und Altstadtrat Werner Schmidt teilnahmen.

Die Quintessenz dieser Konferenz, die sehr 
hochkarätig von Repräsentanten verschiedener 
Verkehrsbetriebe aus ganz Österreich, Kommu-
nal-, Landes- und Bundespolitikern und -beamten 
(Staatssekretär H. Kukacka, BMVIT), Vertretern der 
Industrie, sowie einer Spitzendelegation aus der 
Schweiz (Dir. M. Friedli, Bundesamt f. Verkehr) be-
sucht war, ist sehr einfach: jeder weiß, wie’s geht, 
aber keiner traut sich, die notwendigen Schritte 
einzuleiten, weil sie unpopulär sind: nämlich die 
Kostenwahrheit in Bezug auf motorisierten Indivi-
dual- und Güterverkehr und Öffentlichen Verkehr 
herzustellen. Dann würden nach Erfahrungen in 
der Schweiz normale Marktregulierungsmecha-
nismen greifen. Derzeit werden die Mittel der 
öffentlichen Hand überwiegend für den motori-
sierten Individualverkehr (MIV) eingesetzt. 

Die Schweizer Erfolge („Projekt Bahn 2000“) 
sind mehr als herzeigbar. Wesentlich dabei sind 

konsequente Vertaktung, einheitliches Tarifsys-
tem, Taktknotenkonzepte und eine überregionale 
Koordination.

Die Notwendigkeit des Umdenkens ergibt 
sich aus den vorhersehbaren gesundheitlichen 
und klimaverändernden Folgen von Schadstoff- 
(Feinstaub) und CO2-Ausstoß, einer kurzsichtigen 
Raumplanung, die der Zersiedelung Vorschub 
leistet, ohne gleichzeitig die Erschließung mit Öf-
fentlichem Verkehr zu sichern.

Dabei ist gesamtvolkswirtschaftlich gesehen 
der Pkw mit 47 Cent pro Personenkilometer mehr 
als doppelt so teuer wie der Öffentliche Verkehr 
mit 22 Cent. Einen hohen Anteil an diesen volks-
wirtschaftlich sehr hohen Kosten des Pkw-Ver-
kehrs sind die „externen“ Unfallkosten und die 
„Knappheit“ der Straßenflächen, die alle von der 
öffentlichen Hand, sprich unser aller Steuergelder, 
finanziert werden.

Sehr interessant sind auch Untersuchungen 
über die wichtigsten Gründe, warum der Öffent-
liche Verkehr von Konsumenten nicht benützt wird. 
Die Gewichtung sieht folgendermaßen aus:

Unwidersprochen die Feststellung, dass, je 
mehr in den öffentlichen Verkehr investiert wird, 
der Nutzen der eingesetzten Mittel umso höher 
ist – was man vom Straßenbau wahrlich nicht be-
haupten kann…

Schicken Sie das richtige Lösungswort an die Redak-
tion und nehmen Sie an der Verlosung einer ÖBB Wo-
chenkarte nach Wien (mit Zone 100) teil!

Waagrecht:
1	 kleine Feststoffpartikel, die 		
	 das Atmen erschweren
3	 geplantes, aber überflüssiges 		
	 Bauwerk am Kierlinger Bahnhof
5	 Öffentlicher Personen Nah- und  
	 Regionalverkehr
7	 Vogel, für dessen authentisches Foto 
	 ein Preis ausgesetzt worden war
8	 naturnaher Wasserlauf, der etwas  
	 gepflegt werden müßte
10	 sorgt jedes Jahr für nasse Füße
12	 Baumart, die den Durchstich 		
	 beim Kierlinger Bahnhof säumt
14	 sommerliche Plagegeister in der Au
15	 Gemeinschaft mit kritischem Blick
16	 Deutsche Stadt, bekannt als Ort der 		
	 Bürgerstreiche
17	 Autobahnbetreiber
18	 Klimaschutz- und Kaiserstadt in Japan
	
Senkrecht:
1	 Umweltfreundliches, individuelles  
	 Verkehrsmittel
2	 unterbewertete Attraktion im Gemeinde-	
	 gebiet von Klosterneuburg
4	 Wahrzeichen Klosterneuburgs
6	 täglich auf der Straße anzutreffen
9	 Ort der Entspannung in der Au
10	 Trainingsort der Basketdukes
11	 Nachtschwärmerheimbringhilfe (Abk.)
13	 oft unbequemes Kleidungsstück

Lösung: Konzept, um den Durchgangsverkehr zu verringern
_1 _2 _3 _4   - _5 _6 _7   - _8 _9 _10 _11

25% 	Kosten
25% 	Hürden des Ein- und Umsteigens 		
	 (Fahrkartenkauf, Wartezeiten) 
30% 	Fahrzeit
15% 	Weg zur Haltestelle
5% 	 Diverses



Die PUK ist gegen diesen Umfahrungswahnsinn! www.unser-klosterneuburg.org

Fragwürdige Behauptungen 
zur „Umfahrung“

Mit einer Gegenüberstellung will die PUK eine differen-
zierte Meinungsbildung unter Einbeziehung weiterer 
wichtiger Tatsachen ermöglichen

Wir bestehen auf der Feststellung, 
dass Fragen nicht dazu dienen, Panik zu 
erzeugen, sondern mündigen Bürger- 
Innen zu ermöglichen, Sachverhalte in ih-
rer vollen Tragweite zu hinterfragen.

Um eine angemessene Bürgerbeteili-
gung bei der Diskussion zu ermöglichen, 
stellen wir den inhaltlichen Punkten der 
NÖ-Straßendienst Broschüre weitere Fak-
ten gegenüber: 

„. . .Vorarbeiten 
haben schon be-
gonnen...“ 

S o g e n a n n t e 
Einbautenumlegungen 
(Strom, Kanal, Wasser usw.) 
wurden mit hohem Risiko und viel 
Geldeinsatz begonnen (mögliche Fehlinvestition). 
Mehrere Klagen vor dem Verwaltungsgerichtshof 
sind indes noch nicht entschieden.

„...Nach Prüfung der Ökologen werden keine 
Schutzgebiete (von der Trasse) berührt...“

Das Land hat eigenmächtig im Bereich 
Kreisverkehr Martinskirche - ohne fachliche 
Begründung - Natura 2000 Gebietsgrenzen ver-
schoben, um eine Naturverträglichkeitsprüfung 
zu umgehen und „grünes“ Licht für den Stra-
ßenbau zu geben.

„...der Durchstich wird geringfügig verlegt....
und ein naturnahes Gerinne geschaffen...“

Der Durchstich hat ein naturnahes Gerin-
ne, der Durchstichverband (Stift, Stadtgemeinde, 
Bundesheer) versäumte bisher jedoch, dieses 
sachgerecht zu pflegen. Er soll an mehreren 
Stellen verlegt werden, um der „Umfahrungs“-
Trasse und ihren künftigen Anbindungen Platz 
zu machen: das ist mehr als geringfügig!

„...die Umfahrung bietet verkehrstech- 
nische u. lärmtechnische Verbesserungen...“

Entlastung des Stadtgebiets?! Über die 
verkehrstechnischen Veränderungen existieren 
anderslautende, fundierte Gutachten. Heute 
ist Stand der Wissenschaft, dass durch neue 
Straßen zwischen 15% und 20% mehr Ver-
kehr induziert wird. Lärmschutzwände können 
die Schadstoffbelastung durch Abgase und 
Feinstaub nicht verringern. Es ist gemäß der zu 
erwartenden Verkehrsentwicklung daher eher 
mit deren Zunahme zu rechnen. 

„...Ziel:  Wohngebiete sollen entlastet werden...“ 
Statt einer Entlastung findet lediglich eine 

Verkehrsverlagerung in andere Wohngebiete 
statt (Wiener Straße, Lothringerviertel, Mar-
tinsviertel, Aufeldgasse, Wasserzeile). Von Lärm 

geringfügig entlastete Straßenzüge wie etwa der 
untere Bereich der Albrechtsstraße/Hölzlgasse sind 
enorm stark belastete Bereiche auf der Auseite 
des Martinsviertels gegenüberzustellen. Ca. 1730 
AnrainerInnen werden lärmmäßig geringfügig 

entlastet (Albrechtsstraße, Hölzlgasse). 
Dem gegenüber werden 1500 An-

rainerInnen aus Martinsviertel, 
Schwarzer Au, Birago- und 

Lothringerviertel massiv 
belastet.

Zusätzlich verringert sich 
die Lebensqualität aller, da 
die Stadt von seinem wich-
tigen Naherholungsgebiet 
Auwald, Happyland, Strand-
bad und Campingplatz noch 
mehr abgeschnitten wird.

„...der Hochwasserschutz 
wird mit der Umfahrung 
neu konzipiert... der Straßen-
damm dient gleichzeitig als 
Schutzdamm...“

Rattenbloch u. Kierlingerbahn-
hof, Höflein, Kritzendorf Planung und 
Einreichunterlagen der Umfahrungs-
straße und Hochwasserschutz sind 
gar nicht gemeinsam geplant worden. 
Undifferenzierte Behauptungen, dass die 
„Umfahrung“ gleichzeitig totalen Hoch-
wasserschutz biete, sind völlig aus der Luft ge-
griffen. Höflein hat etwa überhaupt nichts mit 
der „Umfahrung“ zu tun, wird jedoch trotzdem 
in einem Atemzug genannt. Die verschiedenen 
Schwachstellen (Rattenloch bzw. Kierlinger-
bahnhof/Niedermarkt) erfordern jedoch eigene 
Abdichtungsmaßnahmen. Die zahlreichen Un-
terführungen der Umfahrung stellen bei Hoch-
wasser außerdem ein zusätzliches Risiko dar, 

deren Folgekosten bisher nicht ausgewiesen 
wurden (Erhöhte Betriebskosten wegen des er-
forderlichen Auspumpens, Nicht-Benützbarkeit 
im Falle der Flutung…)

... eine leistungsfähige Anbindung an das 
Gewerbegebiet wird geschaffen...“

Kreisverkehr Rattenloch: Ohne Zweifel ist 
die Anbindung des Gewerbegebiets erforderlich 
– ein Versäumnis von Jahrzehnten! Die PUK fa-
vorisiert allerdings einen günstigeren Standort 
für diese Anbindung. 

Unzweifelhaft allerdings ist aufgrund der 
Trassenführung die langfristige Zielsetzung 
des Projekts: Die Baukosten von ca. 70 Mio 
Euro sind ein klarer Hinweis darauf, dass eine 
Anbindung an die Autobahn bzw. die Fort-
führung über den Martinstunnel Richtung 
Wienerwald die eigentlichen Ziele sind.

„...es ist keine regionale Zunahme 
des Verkehrs zu erwarten....dage-
gen eine Entlastung des Stadt-
gebiets...“

Der langfristig geplante 
Autobahnanschluss und die 
Kapazitätserweiterung Rich-
tung Kierling und Tullnerfeld 
ziehen weiteren Verkehr an. 
Durch Beginn bzw. Ende der 
Straße mitten im Stadtge-
biet sind bei den Kreis-
verkehren neue Stau-
zonen absehbar. Bahn-
Pendler müssen wei-
terhin den Weg über 
den Stadtplatz zum 
B a h n h o f / N i e d e r-
markt wählen. Für 
Autofahrer aus 
der Kernzone ist 
die Auffahrt auf 
die Umfahrung 
Richtung Wien  
unattraktiv, weil 
erst Richtung 

Kritzendorf gefahren werden müsste.

„...Kosten des Projekts € 60 Mio. ...“
Der Projektbetreiber veranschlagte in der 

Öffentlichkeit bisher immer 70 Mio. Euro. Dann 
war wieder von 64 Mio die Rede, jetzt gar „nur“ 
60 Mio. Die laxe Handhabung dieser enorm ho-
hen Geldbeträge, lässt eine unangemessene 
Leichtfertigkeit im Umgang mit unseren Steuer-
geldern vermuten.

Heiliger Leopold „schau obi“ - jetzt wird 
durch Bmst. Schuh schon amtliche Parteipoli-
tik betrieben, auf Kosten der Klosterneuburger 
Steuerzahler. Die Meinung des Bürgermeisters zu 
Aussendungen anderer Gemeinderatsfraktionen 
gehört mitnichten in ein Amtsblatt. Parteipolitik 
gehört in Parteizeitungen, oder das Amtsblatt ist 
kein Amtsblatt, sondern ein Mitteilungsblatt der 
im Gemeinderat vertretenen Parteien, in dem jede 
Gruppierung nach erzielten Stimmen Raum für 
Artikel in diesem Mitteilungsblatt zur Verfügung 
hat. Mit Erstaunen liest man in diesem Amtsblatt 
„Die PUK versucht die Bürgerinnen und Bürger 
von Klosterneuburg mit angeblichen Autobahn-
projekten zu verunsichern und das zweispurige 
Projekt einer Entlastungsstraße mit bestehenden 
oder geplanten Autobahnen in Wien in Zusam-
menhang zu bringen. Diese Manipulation ist aufs 
schärfste zurückzuweisen...“

Die Umfahrung blockiert offensichtlich das 
logische Denken! Im Parteiprogramm der ÖVP 

und in allen Medien ist Bgm. Schuh mehrmals 
und immer wieder und vehement für den Bau der 
Donaubrücke und für den Martinstunnel eingetre-
ten. Mit der Donaubrücke erhält Klosterneuburg 
aber einen Autobahnanschluß an die A22 und 
damit an den künftigen Autobahn-Ring um Wien. 
Im amtlichen Genehmigungsbescheid der Umfah-
rung ist die Breite der Umfahrung mit 11,5 m an-
gegeben. Wenn auch zunächst nur 2 Fahrstreifen 
mit überbreiten Banketten gebaut werden sollen, 
ist doch klar, dass man diese überbreite Ausfüh-
rung nicht aus Jux und Tollerei oder aus Freude 
an einer überbreiten Straße in der Au (mit einer 
Bahnunterführung, einer Stelzenbrücke über die 
Bahn, mit Weidlingbach- und Rollfährenstraßen-
unterführung und Verlegung des Durchstiches) 
bauen will. Diese sehr kostenaufwändigen Bau-
maßnahmen sind bereits auf einen möglichen 
Autobahnanschluss konzipiert (dazu siehe Gut-
achten der TU Wien). Wenn nun ein Autobahnan-
schluss kommen sollte, ist eigentlich naheliegend, 

dass die ASFINAG als potenter Betreiber die Do-
naubrücke bauen würde.  Wer ist da eigentlich 
der Verunsicherer, Herr Bgm. Schuh, oder reicht 
Ihre Zukunftsperspektive für Klosterneuburg nur 
bis zur nächsten Wahl?

Eine Veröffentlichung einer Gegendarstel-
lung im nächsten Amtsblatt betrachtet die PUK 
als faire Vorgangsweise gegenüber der amt-
lichen Diskreditierung der PUK!		
	                                Werner Schmidt

In der Leopoldinummer des Amtblattes 8/2005 ist auf Seite 5 
ein Artikel mit folgender Überschrift zu lesen „Bürgermeister 
Schuh verurteilt Panikmache der PUK“.

Missbrauch des 
Amtsblattes

Was tun andere Gemeinden?

Graz hat eben als Programm gegen die 
Feinstaubbelastung Investitionen in der 
Höhe von € 670 Mio. zum Ausbau und zur 
Verbesserung des Öffentlichen Verkehrs 
beschlossen. Das sind bei ca. 250.000 Einwoh-
nern € 2.680,- pro Kopf. Umgelegt auf Kloster-
neuburg würde sich ein Investitionsbedarf in den 
Ausbau des Öffentlichen Verkehrs von ca. € 67 
Mio. ergeben. Die Stadtgemeinde Graz hat diese 
Entscheidung getroffen, nachdem erkannt wur-
de, dass ohne Maßnahme die Feinstaubbelas-
tung um weitere 30-35% zunehmen würde. Und 
was tut man hier? Man investiert einen etwa 
gleichhohen Betrag in den Ausbau von Straßen, 
die unweigerlich mehr Verkehr und Schadstoffen 
induzieren werden, und damit unsere Belastung 
noch weit über das erhöhen, was wir an Schad-
stoffen zu befürchten hätten, würde überhaupt 
keine Maßnahme ergriffen!

Feldkirch, von der Größe durchaus mit 
Klosterneuburg vergleichbar (mit ca. 31.000 

Einwohnern und ca. 35 Km2, Höhenunterschiede 
bis zu 900m) hat eine Arbeitsgruppe zum Mo-
bilitätsmanagement installiert, mit dem Ziel 
der Erhöhung der sanften Mobilität (z.B. den 
Radverkehrsanteil auf 20% zu erhöhen). Um-
weltstadtrat DI Walter Schwarz im Originalton: 
„Das Mobilitätsmanagement der Stadt Feld-
kirch soll den BürgerInnen helfen, PKW-Fahrten 
zu reduzieren und auf attraktive Alternativen 
wie ÖPNV (Anm.: öffentlicher Personennahver-
kehr) oder Fahrrad umzusteigen. Dadurch soll 
weniger Lärm, weniger Luftbelastung und mehr 
Lebensqualität für die FeldkircherInnen auf ih-
ren kurzen Wegen erreicht werden.“

Dazu hat Feldkirch eine Reihe von Maß-
nahmen ergriffen. Einige herausgegriffene 
Beispiele:
•  Förderungsaktionen: Gemeinde trägt Differenz-

betrag zw. gesetzlichem Fahrtkostenvergütung 
und Jahresnetzkarte im Verkehrsverbund

• Ständiger weiterer Ausbau und Verbesserung 

des Radwegenetzes
•  Verbessertes Splitstreuungsmanagement
• Alle Neuanschaffungen des Fuhrparks der 

Stadt und angeschlossener Betriebe verfü-
gen über Partikelfilter

•  Alle Stadtbusse bereits auf Partikelfilter um-
gerüstet

• Fahrradcheckpoints: eingerichtete und frei zu-
gängliche Reparaturwerkstätten für Fahrräder

•  Abhaltung von Fahrradreparierkursen
•  Umfragen (z.B. auch über Gefahrenstellen für 

Radfahrer) = demonstrierte Bürgernähe
•  Dienstfahrräder
•  Institution eines „Fahrradbeauftragten“ mit 

dem Ziel, ein gleichberechtigtes Miteinander 
aller Verkehrsteilnehmer zu erzielen

• Unterstützung der Einführung betrieblichen 
Mobilitätsmanagements für private und 
„halb-öffentliche“ Betriebe.

   Es lebe die Kreativität!

Es ist keineswegs so, dass aufgrund der „Kompetenzvertei-
lung“ eine Gemeinde zur Passivität verurteilt ist, weil das 
Immissionsgesetz-Luft andere Gebietskörperschaften (Land 
und Bund) mit der Umsetzung betraut.

Spenden auf PUK-Treuhandkonto Nr. 6-07.721.657 Raiffeisenlandesbank Nö/Wien, BLZ 32000


